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Wertpapierkennnummer 555 750  

Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der 
  
am Donnerstag, den 21. Mai 2015,
um 10:00 Uhr (Mitteleuropäische Sommerzeit – MESZ),
 
auf dem Gelände der LANXESS arena, Willy-Brandt-Platz 1, 50679 Köln,  
  
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein.
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1 	� Vorlagen an die Hauptversammlung gemäß 
§ 176 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes.

Der Vorstand macht gemäß § 176 Abs. 1 Satz 1 
des Aktiengesetzes (AktG) der Hauptversammlung 
die folgenden Vorlagen sowie den erläuternden 
Bericht des Vorstands zu den Angaben nach  
§§ 289 Abs. 4 und Abs. 5, 315 Abs. 4 des Handels-
gesetzbuchs zugänglich:

 �den festgestellten Jahresabschluss der  
Deutschen Telekom AG zum 31. Dezember 2014,

 �den gebilligten Konzernabschluss zum  
31. Dezember 2014,

 �den zusammengefassten Lage- und Konzern- 
lagebericht,

 den Bericht des Aufsichtsrats sowie

 �den Vorschlag des Vorstands für die Verwendung 
des Bilanzgewinns.

Sämtliche vorgenannten Unterlagen sind über die 
Internetadresse

http://www.telekom.com/hauptversammlung

zugänglich und liegen während der Hauptver-
sammlung zur Einsichtnahme aus.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten 
Jahresabschluss und den Konzernabschluss gemäß 
§ 172 AktG am 25. Februar 2015 gebilligt. Der 
Jahresabschluss ist mit seiner Billigung durch den 
Aufsichtsrat festgestellt. Eine Feststellung des 

Jahresabschlusses oder eine Billigung des Konzern- 
abschlusses durch die Hauptversammlung nach  
§ 173 AktG ist somit nicht erforderlich. Die Vorlagen 
zu Tagesordnungspunkt 1 sind vielmehr der Haupt-
versammlung zugänglich zu machen und sollen 
dieser erläutert werden, ohne dass es (abgesehen 
von der Beschlussfassung zu Tagesordnungspunkt 2) 
nach dem Aktiengesetz einer Beschlussfassung 
bedarf.

2 	 �Beschlussfassung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu be-
schließen:

	� Der im Geschäftsjahr 2014 erzielte Bilanz- 
gewinn von € 4.666.823.501,86 wird wie folgt 
verwendet:

	� Ausschüttung einer Dividende von € 0,50 je 
dividendenberechtigter Stückaktie mit Fälligkeit 
am 17. Juni 2015 = € 2.257.346.821,00

	� und Vortrag des restlichen Betrags auf neue 
Rechnung = € 2.409.476.680,86

Die Dividende wird in bar oder in Form von Aktien 
der Deutschen Telekom AG geleistet. Die Einzel-
heiten der Barausschüttung und der Möglichkeit 
der Aktionäre zur Wahl von Aktien werden in einem 
Dokument erläutert, das den Aktionären zur Ver- 
fügung gestellt wird und insbesondere Informationen 
über die Anzahl und die Art der Aktien enthält und 
in dem die Gründe und die Einzelheiten zu dem 
Angebot dargelegt werden.

Tagesordnung
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Die Dividendensumme und der auf neue Rechnung 
vorzutragende Restbetrag in vorstehendem Be-
schlussvorschlag zur Gewinnverwendung basieren auf 
dem am 10. Februar 2015 dividendenberechtigten 
Grundkapital in Höhe von € 11.557.615.723,52, 
eingeteilt in 4.514.693.642 Stückaktien. 

Die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien kann 
sich bis zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
die Verwendung des Bilanzgewinns ändern. In 
diesem Fall wird von Vorstand und Aufsichtsrat der 
Hauptversammlung ein entsprechend angepasster 
Beschlussvorschlag zur Gewinnverwendung unter-
breitet, der unverändert eine Ausschüttung von  
€ 0,50 je dividendenberechtigter Stückaktie vorsieht; 
das Angebot, die Dividende statt in bar in Form von 
Aktien zu erhalten, bleibt unberührt. Die Anpassung 
erfolgt dabei wie folgt: Sofern sich die Anzahl der 
dividendenberechtigten Aktien und damit die 
Dividendensumme vermindert, erhöht sich der auf 
neue Rechnung vorzutragende Betrag entsprechend. 
Sofern sich die Anzahl der dividendenberechtigten 
Aktien und damit die Dividendensumme erhöht, 
vermindert sich der auf neue Rechnung vorzu- 
tragende Betrag entsprechend.

Bei Annahme des Beschlussvorschlags von Vor-
stand und Aufsichtsrat gilt für die Auszahlung der 
Dividende Folgendes:

Da die Dividende für das Geschäftsjahr 2014 in 
vollem Umfang aus dem steuerlichen Einlagekonto 
im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes 
(nicht in das Nennkapital geleistete Einlagen) 
geleistet wird, erfolgt die Auszahlung ohne Abzug 
von Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag. 
Bei inländischen Aktionären unterliegt die Dividende 

nicht der Besteuerung. Dies gilt sowohl für die Bar- 
ausschüttung als auch soweit die Dividende in Form 
von Aktien geleistet wird. Eine Steuererstattungs- 
oder Steueranrechnungsmöglichkeit ist mit der 
Dividende nicht verbunden. Die Ausschüttung mindert 
nach Auffassung der deutschen Finanzverwaltung 
die steuerlichen Anschaffungskosten der Aktien.

3 	� Beschlussfassung über die Entlastung  
der Mitglieder des Vorstands für das  
Geschäftsjahr 2014.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu be-
schließen:

	� Die im Geschäftsjahr 2014 amtierenden  
Mitglieder des Vorstands werden für diesen 
Zeitraum entlastet.

4 	� Beschlussfassung über die Entlastung  
der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2014.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu be-
schließen:

	� Die im Geschäftsjahr 2014 amtierenden  
Mitglieder des Aufsichtsrats werden für diesen 
Zeitraum entlastet.
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5 	� Beschlussfassung über die Bestellung  
des Abschlussprüfers und des Konzern- 
abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 
2015 sowie des Abschlussprüfers für eine 
prüferische Durchsicht des verkürzten 
Abschlusses und des Zwischenlageberichts 
(§ 37w, § 37y Nr. 2 des Wertpapierhandels-
gesetzes) im Geschäftsjahr 2015.

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf eine entspre-
chende Empfehlung des Prüfungsausschusses, vor 
zu beschließen:

a)	� Die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am 
Main, wird zum Abschlussprüfer und Konzern-
abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 
bestellt.

b)	� Die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt  
am Main, wird zudem zum Abschlussprüfer für  
eine prüferische Durchsicht des verkürzten 
Abschlusses und des Zwischenlageberichts  
(§ 37w, § 37y Nr. 2 des Wertpapierhandels- 
gesetzes) im Geschäftsjahr 2015 bestellt.

Die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am 
Main, hat gegenüber dem Aufsichtsrat erklärt, dass 
keine geschäftlichen, finanziellen, persönlichen 
oder sonstigen Beziehungen zwischen ihr, ihren 
Organen und Prüfungsleitern einerseits und dem 
Unternehmen und seinen Organmitgliedern anderer- 
seits bestehen, die Zweifel an ihrer Unabhängigkeit 
begründen können.

6 	� Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds.

Die gegenwärtige Amtszeit des von der Haupt- 
versammlung gewählten Aufsichtsratsmitglieds  
Dr. Wulf H. Bernotat endet mit Ablauf der Hauptver-
sammlung am 21. Mai 2015. Herr Dr. Wulf H. Bernotat 
soll durch die Hauptversammlung für eine weitere 
Amtszeit in den Aufsichtsrat gewählt werden.

Der Aufsichtsrat schlägt vor,

	� Herrn Dr. Wulf H. Bernotat, Geschäftsführer und 
Gesellschafter der Bernotat & Cie. GmbH, Essen, 
und ehemaliger Vorsitzender des Vorstands der  
E.ON AG, Düsseldorf, wohnhaft in Essen, für die 
Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2019 beschließt, als Vertreter 
der Anteilseigner in den Aufsichtsrat zu wählen.

Angaben zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß  
§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sowie gemäß Ziffer 5.4.1 
Abs. 4 bis 6 des Deutschen Corporate Governance 
Kodex:

Herr Dr. Wulf H. Bernotat ist Mitglied in anderen ge- 
setzlich zu bildenden Aufsichtsräten der folgenden 
Gesellschaften:

 Allianz SE, München
 Bertelsmann Management SE, Gütersloh
 Bertelsmann SE & Co. KGaA, Gütersloh
 �Deutsche Annington Immobilien SE, Düsseldorf 

(Vorsitzender)
 Metro AG, Düsseldorf
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Herr Dr. Wulf H. Bernotat ist nicht Mitglied in ver-
gleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 
von Wirtschaftsunternehmen.

Abgesehen davon, dass Herr Dr. Wulf H. Bernotat 
bereits gegenwärtig Mitglied des Aufsichtsrats der 
Deutschen Telekom AG ist, bestehen nach Ein-
schätzung des Aufsichtsrats keine für die Wahlent-
scheidung der Hauptversammlung maßgebenden 
persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen 
zwischen Herrn Dr. Wulf H. Bernotat einerseits und 
den Gesellschaften des Deutsche Telekom Konzerns, 
den Organen der Deutschen Telekom AG oder einem 
direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der stimm-
berechtigten Aktien an der Deutschen Telekom AG 
beteiligten Aktionär andererseits.

7 	� Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds.

Am 11. Januar 2015 verstarb das Aufsichtsratsmit-
glied Dr. h.c. Bernhard Walter. Daraufhin wurde  
der Aufsichtsrat zunächst durch ein gerichtlich be- 
stelltes Aufsichtsratsmitglied ergänzt, das jedoch 
sein Mandat zwischenzeitlich niedergelegt hat. 
Nun soll Herr Prof. Dr. Michael Kaschke durch die 
Hauptversammlung in den Aufsichtsrat gewählt 
werden. Für die Zeit bis zum Ablauf der Hauptver-
sammlung am 21. Mai 2015 ist bereits eine ge- 
richtliche Bestellung von Herrn Prof. Dr. Michael 
Kaschke beantragt.

Der Aufsichtsrat schlägt vor,

	� Herrn Prof. Dr. Michael Kaschke, Vorsitzender 
des Vorstands der Carl Zeiss AG, Oberkochen, 
wohnhaft in Oberkochen, für die Zeit bis zur 
Beendigung der Hauptversammlung, die über 
die Entlastung des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2019 beschließt, als Vertreter der 
Anteilseigner in den Aufsichtsrat zu wählen.

Angaben zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß  
§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sowie gemäß Ziffer 5.4.1 
Abs. 4 bis 6 des Deutschen Corporate Governance 
Kodex:

Herr Prof. Dr. Michael Kaschke ist Mitglied in anderen 
gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten der folgenden 
Gesellschaften:

 �Carl Zeiss Meditec AG, Jena  
(Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Carl Zeiss Microscopy GmbH, Jena  

(Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Carl Zeiss Industrielle Messtechnik GmbH,  

Oberkochen (Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Carl Zeiss SMT GmbH, Oberkochen  

(Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Henkel AG & Co. KGaA, Düsseldorf

Daneben ist Herr Prof. Dr. Michael Kaschke Mitglied 
in vergleichbaren in- und ausländischen Kontroll-
gremien der folgenden Wirtschaftsunternehmen:

 �Carl Zeiss (Bangalore) India Pvt. Ltd., Bangalore, 
Indien (Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Carl Zeiss de México S.A. de C.V., México D.F., 

Mexiko (Vorsitzender/Konzernmandat)
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 �Carl Zeiss Far East Co. Ltd., Hongkong, China 
(Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Carl Zeiss Pty. Ltd., North Ryde, Australien  

(Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Carl Zeiss (Pty.) Ltd., Randburg, Südafrika  

(Vorsitzender/Konzernmandat)
 �Carl Zeiss Pte. Ltd., Singapur (Konzernmandat)

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats bestehen keine 
für die Wahlentscheidung der Hauptversammlung 
maßgebenden persönlichen oder geschäftlichen 
Beziehungen zwischen Herrn Prof. Dr. Michael 
Kaschke einerseits und den Gesellschaften des 
Deutsche Telekom Konzerns, den Organen der 
Deutschen Telekom AG oder einem direkt oder 
indirekt mit mehr als 10 % der stimmberechtigten 
Aktien an der Deutschen Telekom AG beteiligten 
Aktionär andererseits.

Angaben zu den Tagesordnungspunkten 6 und 7 
gemäß § 124 Abs. 2 Satz 1 AktG:

Der Aufsichtsrat der Deutschen Telekom AG setzt 
sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG in Verbin-
dung mit § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Mitbestimmungs- 
gesetzes von 1976 aus je zehn Mitgliedern der 
Anteilseigner und der Arbeitnehmer zusammen. 
Die Hauptversammlung ist bei der Wahl der Auf-
sichtsratsmitglieder der Anteilseigner nicht an 
Wahlvorschläge gebunden.
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Voraussetzungen für die Teilnahme und die 
Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts sind gemäß § 16 Abs. 1 
der Satzung diejenigen Aktionäre berechtigt, die im 
Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig, 
das heißt

spätestens bis Donnerstag, den 14. Mai 2015, 
24:00 Uhr (MESZ),

bei der Gesellschaft unter der Adresse

DTAG Hauptversammlung 2015
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH
20683 Hamburg

oder per Telefax unter der Nummer 0228 181-78879

oder per E-Mail unter der E-Mail-Adresse  
hauptversammlung.bonn@telekom.de 

oder unter Nutzung des passwortgeschützten 
Internetdialogs gemäß dem dafür vorgesehenen 
Verfahren unter der Internetadresse

http://www.telekom.com/hv-service

angemeldet haben. Für die Fristwahrung ist dabei 
der Zugang der Anmeldung maßgeblich. Bei Nutzung 
des passwortgeschützten Internetdialogs sind die 
nachfolgend unter „Nutzung des passwortgeschützten 
Internetdialogs“ genannten Voraussetzungen und 
Einschränkungen zu beachten.

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt nach § 67 Abs. 2 
Satz 1 des Aktiengesetzes (AktG) als Aktionär nur, 
wer als solcher im Aktienregister eingetragen ist. 
Das Teilnahme- und Stimmrecht setzt demgemäß 
auch voraus, dass eine Eintragung als Aktionär im 
Aktienregister noch am Tag der Hauptversammlung 
besteht. Hinsichtlich der Anzahl der einem Aktionär 
zustehenden Stimmrechte ist der am Tag der Haupt- 
versammlung im Aktienregister eingetragene Aktien- 
bestand maßgeblich. Aus abwicklungstechnischen 
Gründen werden allerdings in der Zeit von Freitag, den 
15. Mai 2015, bis zum Tag der Hauptversammlung, 
also bis Donnerstag, den 21. Mai 2015, (je ein-
schließlich) keine Umschreibungen im Aktienregister 
vorgenommen. Deshalb entspricht der Eintragungs- 
stand des Aktienregisters am Tag der Hauptver-
sammlung dem Stand nach der letzten Umschreibung 
am Donnerstag, den 14. Mai 2015 (sogenanntes 
Technical Record Date).

Kreditinstitute und Aktionärsvereinigungen sowie 
sonstige Kreditinstituten nach § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellte Personen und Vereinigungen und 
Kreditinstituten nach § 135 Abs. 10 in Verbindung 
mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Institute und 
Unternehmen dürfen das Stimmrecht für Namens-
aktien, die ihnen nicht gehören, als deren Inhaber 
sie aber im Aktienregister eingetragen sind, nur 
aufgrund einer Ermächtigung ausüben. Einzelheiten 
zu dieser Ermächtigung finden sich in § 135 AktG.

TEILNAHMERECHT, STIMMRECHT UND  
STIMMRECHTSVERTrETUNG
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Nutzung des passwortgeschützten Internetdialogs

Der passwortgeschützte Internetdialog kann für die 
vorstehend genannte Anmeldung genutzt werden. 
Auch das Verfahren für die Stimmabgabe durch 
Briefwahl und das Verfahren für die Stimmabgabe 
durch Bevollmächtigte, die beide nachfolgend 
dargestellt sind, sehen die Möglichkeit der Nutzung 
des passwortgeschützten Internetdialogs vor. Für 
die Nutzung des passwortgeschützten Internet- 
dialogs ist neben der Aktionärsnummer ein Online-
Passwort erforderlich. Diejenigen Aktionäre, die 
sich bereits für den E-Mail-Versand der Einladung 
zur Hauptversammlung registriert haben, verwenden 
das von ihnen selbst gewählte Online-Passwort. 
Den übrigen Aktionären wird, sofern ihre Eintragung 
im Aktienregister vor dem Beginn des 7. Mai 2015 
erfolgt ist, mit der Einladung zur Hauptversammlung 
ein Online-Passwort übersandt. Das für die Nutzung 
des passwortgeschützten Internetdialogs vorgesehene 
Verfahren setzt voraus, dass die Eintragung des 
Aktionärs im Aktienregister vor dem Beginn des  
7. Mai 2015 erfolgt ist. Der passwortgeschützte 
Internetdialog steht ab dem 22. April 2015 zur 
Verfügung. Der passwortgeschützte Internetdialog 
enthält eine vorgegebene Dialogführung, die übliche 
Fallgestaltungen abdeckt. Soweit in der vorgegebenen 
Dialogführung Fallgestaltungen nicht abgedeckt 
sind, kann der passwortgeschützte Internetdialog 
gleichwohl insofern genutzt werden, als er die bloße 
Übermittlung von Dokumenten an die Gesellschaft 
ermöglicht. Weitere Informationen zu dem Verfahren 
bei Nutzung des passwortgeschützten Internetdialogs 
finden sich unter der zuvor genannten Internetadresse 
(http://www.telekom.com/hv-service).

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre haben, sofern die unter „Voraussetzungen 
für die Teilnahme und die Ausübung des Stimm-
rechts“ genannten Voraussetzungen erfüllt sind, 
die Möglichkeit, ihre Stimmen, ohne an der Haupt-
versammlung teilzunehmen, im Wege der Briefwahl 
abzugeben. Die Stimmabgabe im Wege der Brief-
wahl kann entweder in Textform (§ 126b BGB) 
unter der für die Anmeldung genannten Anschrift, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse oder unter 
Nutzung des passwortgeschützten Internetdialogs 
gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren (im 
Rahmen der unter „Nutzung des passwortgeschützten 
Internetdialogs“ genannten Voraussetzungen und 
Einschränkungen) unter der zuvor genannten Internet- 
adresse (http://www.telekom.com/hv-service) erfolgen. 
Aus abwicklungstechnischen Gründen sollten  
für die Briefwahl die dafür von der Gesellschaft 
bereitgestellten Formulare (einschließlich Bild-
schirmformularen) genutzt werden.

Die Abgabe von Stimmen durch Briefwahl ist aus-
schließlich zu Abstimmungen über vor der Haupt-
versammlung seitens der Gesellschaft bekanntge-
machte Beschlussvorschläge der Verwaltung, jedoch 
einschließlich eines etwaigen in der Hauptversammlung 
entsprechend der Bekanntmachung angepassten 
Gewinnverwendungsvorschlags, sowie zu Abstim-
mungen über vor der Hauptversammlung seitens 
der Gesellschaft aufgrund eines Verlangens einer 
Minderheit nach § 122 Abs. 2 AktG, als Gegenantrag 
nach § 126 Abs. 1 AktG oder als Wahlvorschlag 
nach § 127 AktG bekanntgemachten Beschluss-
vorschlägen von Aktionären möglich. Im Wege der 
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Briefwahl abgegebene Stimmen können noch bis 
zum Tag der Hauptversammlung, und zwar bis  
kurz vor Eintritt in die Abstimmung, geändert oder 
widerrufen werden.

Auch nach Abgabe von Stimmen durch Briefwahl 
bleibt eine Teilnahme an der Hauptversammlung – 
persönlich oder durch einen Bevollmächtigten – 
möglich.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevoll-
mächtigte

Aktionäre haben, sofern die unter „Voraussetzungen 
für die Teilnahme und die Ausübung des Stimmrechts“ 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind, die Möglich- 
keit, ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten – 
zum Beispiel ein Kreditinstitut, eine Aktionärsver- 
einigung oder die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter – ausüben zu lassen. Die 
Erteilung einer Vollmacht ist sowohl vor als auch 
während der Hauptversammlung zulässig und 
kann schon vor der Anmeldung erfolgen. Zur Voll-
machtserteilung kommen sowohl Erklärungen 
gegenüber dem zu Bevollmächtigenden als auch 
gegenüber der Gesellschaft in Betracht. Der Bevoll-
mächtigte kann im Grundsatz, das heißt soweit 
nicht das Gesetz, der Vollmachtgeber oder der 
Bevollmächtigte Einschränkungen oder sonstige 
Besonderheiten vorsieht, das Stimmrecht in der 
gleichen Weise ausüben, wie es der Aktionär selbst 
könnte.

Weder vom Gesetz noch von der Satzung noch 
sonst seitens der Gesellschaft wird für die Erteilung 

der Vollmacht die Nutzung bestimmter Formulare 
verlangt. Jedoch bitten wir im Interesse einer reibungs- 
losen Abwicklung, bei Vollmachtserteilungen, wenn 
sie durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft 
erfolgen, stets die bereitgestellten Formulare zu 
verwenden. Mit Übermittlung der Einladung werden 
den Aktionären Formulare zugänglich gemacht, 
die zu einer bereits im Rahmen des Anmeldevor-
gangs erfolgenden Vollmachtserteilung verwendet 
werden können. Den Aktionären wird dabei nament-
lich ein Anmelde- und Vollmachtsformular zugäng-
lich gemacht, das unter anderem im Rahmen von 
nachfolgendem Buchstaben a) bzw. c) zur Eintritts-
kartenbestellung für einen Bevollmächtigten oder 
zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
verwendet werden kann. Der passwortgeschützte 
Internetdialog beinhaltet (Bildschirm-)Formulare, 
über die im Rahmen von nachfolgendem Buchstaben 
a) bzw. c) bereits mit der Anmeldung (Eintrittskarten- 
bestellung für einen Bevollmächtigten oder Vollmachts- 
und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter), aber auch – in 
den dort abgedeckten Fallgestaltungen – zu einem 
späteren Zeitpunkt Vollmacht und gegebenenfalls 
auch Weisungen erteilt werden können. Die bei 
entsprechender Bestellung ausgestellten oder über 
den passwortgeschützten Internetdialog selbst 
generierten Eintrittskarten enthalten ein Formular 
zur Vollmachtserteilung. Außerdem befinden sich 
im Stimmkartenblock, den die an der Hauptver-
sammlung teilnehmenden Aktionäre beim Einlass 
zur Hauptversammlung erhalten, Karten für die 
Vollmachts- und gegebenenfalls Weisungserteilung 
während der Hauptversammlung. Ergänzend findet 
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sich im Internet ein Formular, das für die Vollmachts- 
und gegebenenfalls Weisungserteilung verwendet 
werden kann (siehe hierzu unter „Weitere Angaben 
und Hinweise zur Hauptversammlung“).

Die Aktionäre, die von der Möglichkeit der Stimm-
rechtsvertretung Gebrauch machen wollen, werden 
insbesondere auf das Folgende hingewiesen:

a)	� Wenn die Erteilung der Vollmacht nicht dem 
Anwendungsbereich des § 135 AktG unterliegt 
(also wenn die Vollmacht nicht einem Kredit- 
institut, einer Aktionärsvereinigung oder einer 
sonstigen Kreditinstituten nach § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellten Person oder Vereinigung oder 
einem Kreditinstituten nach § 135 Abs. 10 in 
Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten 
Institut oder Unternehmen erteilt wird und die 
Erteilung der Vollmacht auch nicht sonst dem 
Anwendungsbereich des § 135 AktG unterliegt), 
gilt: Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und 
der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen gemäß § 134 Abs. 3 
Satz 3 AktG der Textform (§ 126b BGB). Gemäß 
§ 134 Abs. 3 Satz 3 AktG in Verbindung mit  
§ 16 Abs. 2 Satz 2 der Satzung können die Erteilung 
der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 
jedenfalls auch per Telefax unter der Nummer 
0228 181-78879 oder unter Nutzung des pass-
wortgeschützten Internetdialogs gemäß dem dafür 
vorgesehenen Verfahren (im Rahmen der unter 
„Nutzung des passwortgeschützten Internetdialogs“ 
genannten Voraussetzungen und Einschrän-
kungen) unter der vorstehend genannten Internet- 

adresse (http://www.telekom.com/hv-service) 
erfolgen. Bereits unmittelbar durch Gesetz 
eröffnete Formen für die Erteilung der Vollmacht, 
ihren Widerruf oder den Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft bleiben 
hiervon nach § 16 Abs. 2 Satz 3 der Satzung 
unberührt. Für die Bevollmächtigung der von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
gelten die unter nachfolgendem Buchstaben c) 
beschriebenen Besonderheiten.

b)	� Für den Fall, dass die Erteilung der Vollmacht 
dem Anwendungsbereich des § 135 AktG 
unterliegt (also für den Fall, dass einem Kredit- 
institut, einer Aktionärsvereinigung oder einer 
sonstigen Kreditinstituten nach § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellten Person oder Vereinigung oder 
einem Kreditinstituten nach § 135 Abs. 10 in 
Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten 
Institut oder Unternehmen Vollmacht erteilt wird 
oder sonst die Erteilung der Vollmacht dem 
Anwendungsbereich des § 135 AktG unterliegt), 
wird weder von § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG Text-
form verlangt noch enthält die Satzung für 
diesen Fall eine besondere Regelung. Deshalb 
können die Kreditinstitute und die Aktionärsver-
einigungen sowie die sonstigen Kreditinstituten 
nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen 
und Vereinigungen und die Kreditinstituten nach 
§ 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG 
gleichgestellten Institute und Unternehmen für 
ihre Bevollmächtigung Formen vorsehen, die 
allein den für diesen Fall der Vollmachtserteilung 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen, insbe-
sondere denen in § 135 AktG, genügen müssen. 
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Auf das besondere Verfahren nach § 135 Abs. 1 
Satz 5 AktG wird hingewiesen. 
 
Die Aktionäre haben auch in diesem Jahr ins- 
besondere die Möglichkeit, einem Kreditinstitut 
oder einer Aktionärsvereinigung unter Nutzung 
eines über die zuvor genannte Internetadresse 
(http://www.telekom.com/hv-service) zugäng-
lichen passwortgeschützten Online-Service 
Vollmacht und, wenn gewünscht, Weisungen zu 
erteilen. Voraussetzung hierfür ist die Teilnahme 
des betreffenden Kreditinstituts bzw. der betref-
fenden Aktionärsvereinigung an diesem Online-
Service. Für die Nutzung des passwortgeschützten 
Online-Service ist – wie beim passwortgeschützten 
Internetdialog – neben der Aktionärsnummer ein 
Online-Passwort erforderlich. Diejenigen Aktionäre, 
die sich bereits für den E-Mail-Versand der Ein- 
ladung zur Hauptversammlung registriert haben, 
verwenden das von ihnen selbst gewählte 
Online-Passwort. Den übrigen Aktionären wird, 
sofern ihre Eintragung im Aktienregister vor 
dem Beginn des 7. Mai 2015 erfolgt ist, mit der 
Einladung zur Hauptversammlung ein Online-
Passwort übersandt, das auch für diesen Online- 
Service verwendet werden kann. Das für die 
Nutzung des passwortgeschützten Online-Service 
vorgesehene Verfahren setzt voraus, dass die 
Eintragung des Aktionärs im Aktienregister vor 
dem Beginn des 7. Mai 2015 erfolgt ist. Der 
passwortgeschützte Online-Service steht ab 
dem 22. April 2015 zur Verfügung.

c)	� Die Hinweise in vorstehendem Buchstaben a) 
gelten mit folgenden Besonderheiten auch für 

den Fall einer Bevollmächtigung der von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter: 
Wenn die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, 
werden diese das Stimmrecht nur ausüben, 
soweit ihnen eine ausdrückliche Weisung vor-
liegt. Aus abwicklungstechnischen Gründen 
sollten für die Erteilung der Vollmachten und 
Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter die dafür von der Gesell-
schaft bereitgestellten Formulare (einschließlich 
Bildschirmformularen; siehe vorstehend) genutzt 
werden. Die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter werden ausschließlich 
Weisungen zu vor der Hauptversammlung 
seitens der Gesellschaft bekanntgemachten 
Beschlussvorschlägen der Verwaltung, jedoch 
einschließlich eines etwaigen in der Hauptver-
sammlung entsprechend der Bekanntmachung 
angepassten Gewinnverwendungsvorschlags, 
sowie zu vor der Hauptversammlung seitens der 
Gesellschaft aufgrund eines Verlangens einer 
Minderheit nach § 122 Abs. 2 AktG, als Gegen-
antrag nach § 126 Abs. 1 AktG oder als Wahl-
vorschlag nach § 127 AktG bekanntgemachten 
Beschlussvorschlägen von Aktionären berück-
sichtigen. Weisungen, die den von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertretern erteilt 
werden, können noch bis zum Tag der Haupt-
versammlung, und zwar bis kurz vor Eintritt in 
die Abstimmung, geändert werden.

d)	� Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber 
der Gesellschaft erteilt, ist ein zusätzlicher Nach- 
weis der Bevollmächtigung nicht erforderlich. 
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Wird hingegen die Vollmacht durch Erklärung 
gegenüber dem Bevollmächtigten erteilt, kann die 
Gesellschaft einen Nachweis der Bevollmächti-
gung verlangen, soweit sich nicht – das betrifft 
den Fall von vorstehendem Buchstaben b) – aus 
§ 135 AktG etwas anderes ergibt. Ein Nachweis 
der Bevollmächtigung kann der Gesellschaft 
bereits vor der Hauptversammlung übermittelt 
werden. Für eine Übermittlung des Nachweises 
der Bevollmächtigung bieten wir gemäß § 134 
Abs. 3 Satz 4 AktG folgende Wege elektronischer 
Kommunikation an: Der Nachweis über die Be- 
stellung eines Bevollmächtigten kann der Ge-
sellschaft unter Nutzung des passwortgeschützten 
Internetdialogs gemäß dem dafür vorgesehenen 
Verfahren (im Rahmen der unter „Nutzung des 
passwortgeschützten Internetdialogs“ genannten 
Voraussetzungen und Einschränkungen) unter 
der zuvor genannten Internetadresse  
(http://www.telekom.com/hv-service) oder  
per E-Mail an die E-Mail-Adresse  
hauptversammlung.bonn@telekom.de übermittelt 
werden. Dabei können (unbeschadet der bei 
Nutzung von E-Mail gegebenen Möglichkeit, eine 
vorhandene E-Mail weiterzuleiten) Dokumente 
in den Formaten „Word“, „PDF“, „JPG“, „TXT“ 
und „TIF“ Berücksichtigung finden. Der per E-Mail 
übermittelte Nachweis der Bevollmächtigung 
kann der Anmeldung nur dann eindeutig zuge-
ordnet werden, wenn ihm bzw. der E-Mail ent-
weder Name, Geburtsdatum und Adresse des 
Aktionärs oder die Aktionärsnummer zu entnehmen 
ist. Von dem Vorstehenden unberührt bleibt, dass 
vollmachtsrelevante Erklärungen (Erteilung, 
Widerruf), wenn sie gegenüber der Gesellschaft 

erfolgen, und Nachweise gegenüber der Gesell-
schaft insbesondere an die für die Anmeldung 
angegebene Postadresse bzw. Telefax-Nummer 
übermittelt werden können.

e)	� Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, 
so kann gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen 
zurückweisen.



15

Tagesordnungsergänzungsverlangen nach  
§ 122 Abs. 2 AktG

Gemäß § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren 
Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grund- 
kapitals oder den anteiligen Betrag von € 500.000 
erreichen (Letzteres entspricht 195.313 Aktien), 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 
Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be- 
schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schrift-
lich (im Sinne des § 122 Abs. 2 in Verbindung mit 
Abs. 1 Satz 1 AktG) an den Vorstand der Gesellschaft 
zu richten und muss der Gesellschaft spätestens 
am Montag, den 20. April 2015, 24:00 Uhr (MESZ), 
zugehen. Es kann jedenfalls wie folgt adressiert 
werden: Deutsche Telekom AG, Vorstand,  
Postfach 19 29, 53009 Bonn. 

§ 142 Abs. 2 Satz 2 AktG, wonach die Antragsteller 
nachzuweisen haben, dass sie seit mindestens drei 
Monaten vor dem Tag der Hauptversammlung 
Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis 
zur Entscheidung über den Antrag halten, findet 
entsprechende – das heißt in angepasster Form – 
Anwendung. Die Gesellschaft wird insoweit den 
Nachweis genügen lassen, dass die Antragsteller 
mindestens seit dem Beginn des 21. Februar 2015 
Inhaber der Aktien sind und diese Aktien jedenfalls 
bis zum Beginn des Tags der Absendung des 
Tagesordnungsergänzungsverlangens halten. 
Bestimmte Aktienbesitzzeiten Dritter werden dabei 
gemäß § 70 AktG angerechnet.

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tages- 
ordnung werden – soweit sie nicht bereits mit  
der Einberufung bekanntgemacht werden – unver-
züglich nach ihrem Eingang bei der Gesellschaft 
im Bundesanzeiger bekanntgemacht und solchen 
Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen 
davon ausgegangen werden kann, dass sie die 
Information in der gesamten Europäischen Union 
verbreiten. Etwaige nach der Einberufung der Haupt- 
versammlung bei der Gesellschaft eingehende 
bekanntzumachende Tagesordnungsergänzungs-
verlangen werden außerdem unverzüglich nach 
ihrem Eingang bei der Gesellschaft über die 
Internetadresse

http://www.telekom.com/hauptversammlung

zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge nach  
§ 126 Abs. 1 und § 127 AktG

Aktionäre können in der Hauptversammlung Anträge 
und gegebenenfalls auch Wahlvorschläge zu Punkten 
der Tagesordnung sowie zur Geschäftsordnung 
stellen, ohne dass es hierfür vor der Hauptver-
sammlung einer Ankündigung, Veröffentlichung 
oder sonstigen besonderen Handlung bedarf.

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG und  
Wahlvorschläge im Sinne des § 127 AktG werden 
einschließlich des Namens des Aktionärs, der 
Begründung, die allerdings für Wahlvorschläge 

ANGABEN ZU DEN RECHTEN DER  
AKTIONÄRE NACH § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1,  
§ 127 und § 131 Abs. 1 AktG
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nicht erforderlich ist, und einer etwaigen Stellung-
nahme der Verwaltung unter der Internetadresse

http://www.telekom.com/gegenantraege

zugänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft

spätestens bis Mittwoch, den 6. Mai 2015,  
24:00 Uhr (MESZ), 

unter der Adresse

Gegenanträge zur Hauptversammlung DTAG
Postfach 19 29
53009 Bonn

oder per Telefax unter der Nummer 0228 181-88259 

oder per E-Mail unter der E-Mail-Adresse  
gegenantraege.bonn@telekom.de 

zugehen und die übrigen Voraussetzungen für eine 
Pflicht der Gesellschaft zur Zugänglichmachung 
nach § 126 bzw. § 127 AktG erfüllt sind.

Auskunftsrecht der Aktionäre nach  
§ 131 Abs. 1 AktG

Gemäß § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf 
ein in der Hauptversammlung gestelltes Verlangen 
vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der 
Gesellschaft, einschließlich der rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu 

einem verbundenen Unternehmen, der Lage des 
Konzerns und der in den Konzernabschluss einbe-
zogenen Unternehmen, zu geben, soweit sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der 
Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunfts-
verweigerungsrecht besteht. 

Weitergehende Erläuterungen

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der 
Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 
und § 131 Abs. 1 AktG, insbesondere Angaben zu 
weiteren, über die Einhaltung maßgeblicher Fristen 
hinausgehenden Voraussetzungen, finden sich 
unter der Internetadresse

http://www.telekom.com/hauptversammlung
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Hinweise für ADS-Inhaber 

Inhaber von American Depositary Shares (ADS), 
die beabsichtigen, an der Hauptversammlung 
teilzunehmen, können sich an die Deutsche Bank 
Trust Company Americas, New York, USA, wenden.

Hauptversammlungsunterlagen, Internetseite 
mit den Informationen nach § 124a AktG

Der Inhalt der Einberufung, eine Erläuterung, warum 
zu Tagesordnungspunkt 1 kein Beschluss gefasst 
werden soll, die in der Hauptversammlung zugäng-
lich zu machenden Unterlagen, die Gesamtzahl der 
Aktien und der Stimmrechte im Zeitpunkt der Ein- 
berufung, ein Formular, das für die Erteilung einer 
Stimmrechtsvollmacht und gegebenenfalls zur 
Weisungserteilung verwendet werden kann, sowie 
etwaige Tagesordnungsergänzungsverlangen im 
Sinne des § 122 Abs. 2 AktG sind über die Internet-
adresse

http://www.telekom.com/hauptversammlung

zugänglich. Die Einberufung mit der vollständigen 
Tagesordnung und den Beschlussvorschlägen von 
Vorstand und Aufsichtsrat wurde am 10. April 2015 
im Bundesanzeiger bekanntgemacht und zudem 
solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei 
denen davon ausgegangen werden kann, dass sie 
die Information in der gesamten Europäischen 
Union verbreiten.

Öffentliche Übertragung der Hauptversammlung

Die Hauptversammlung wird auf Grundlage eines 
entsprechenden Beschlusses des Vorstands in  
Ton und Bild übertragen. Alle Aktionäre und die 
interessierte Öffentlichkeit können die Hauptver-
sammlung live unter der Internetadresse

http://www.telekom.com/hauptversammlung

verfolgen. Die Hauptversammlung wird außerdem 
im Foyer der Zentrale der Deutschen Telekom AG, 
Friedrich-Ebert-Allee 140, 53113 Bonn, live in Bild 
und Ton übertragen.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Die Gesamtzahl der ausgegebenen Aktien, die 
sämtlich mit jeweils einem Stimmrecht versehen 
sind, beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung 4.535.571.247 (Angabe gemäß 
§ 30b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Alt. 2 des Wertpapier- 
handelsgesetzes).

Bonn, im April 2015

Deutsche Telekom AG
Der Vorstand

WEITERE ANGABEN UND HINWEISE ZUR 
HAUPTVERSAMMLUNG
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